
Wichtige Wahlen stehen in diesem
Jahr inDeutschland an. ImSaarland,
in Schleswig-Holstein und in Nord-
rhein-Westfalenwerden imFrühjahr
neue Landtage gewählt werden, im
Herbst entscheidet sich, wer das
Land auf Bundesebene für die kom-
mendenvier Jahre regierensoll.Und
zudem sind die Versicherten der
DeutschenRentenversicherungund
großer Krankenkassen zu den So-
zialwahlen aufgerufen.
Zwar sind die Sozialwahlen mit

über50MillionenWahlberechtigten
diedrittgrößtenWahlen inDeutsch-
land, allerdings führen sie bislang
eher eine Art Schattendasein. Mit
rund 30 Prozent ist die Wahlbetei-
ligung recht gering, vielen Versi-
cherten ist wohlmöglich nicht klar,
wie viel sie mit ihrer Beteiligung an
dieser Briefwahl bewegen können.
Deswegenarbeitet ver.didaran,die-
seWahlen stärker in die öffentliche
Wahrnehmung zu rücken – und das
nicht nur zur Wahlzeit.
Jetzthabender ver.di-Vorsitzende

Frank Bsirske und ver.di-Bundes-
vorstandsmitglied Eva-MariaWels-
kop-Deffaa die neu geschaffene
Internet-Plattform sozialversiche-
rung.watchvorgestellt.Hierkönnen
Interessierte den zehn Spitzenkan-
didat/innender ver.di-Listenbeider
DAK Gesundheit, der Kaufmänni-
schen Krankenkasse KKH, der Bar-
mer, der Techniker Krankenkasse
sowie der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund ihre Fragen rund um
Selbstverwaltung und Sozialversi-
cherung stellen. In den nächsten

Wochen kommt noch die hkk hinzu,
dort ist die Entscheidung, die Sozi-
alwahl als Urwahl abzuhalten, erst
kürzlich gefallen.

dialog auf augenhöhe

Die Antworten der angesprochenen
Kandidierenden sind dann auf der
Seite öffentlich für alle zugänglich.
Entwickelt wurde die Seite von
Abgeordneten-watch.de, wo sich
seit 2004 Politiker/innen den Fra-
gen ihrer Wähler/innen stellen. Ge-
org Hackmack von abgeordneten-
watch.de verweist darauf, dass die
Seite einen „Dialog auf Augenhöhe“
ermöglicht. Er hofft, dass sozialver
sicherung.watch mehr Menschen
zur Teilnahme an den Sozialwahlen
begeistern kann. Das Team von ab-
geordnetenwatch.de moderiert die
Fragen auf der ver.di-Seite.

„Wir wollenmit Transparenz und In-
formationsangebotenzurSozialwahl
dafür sorgen, dass die Versicherten
dieChancenaufdemokratischeKon-
trolle undMitwirkung stärkerwahr-
nehmen“, sagte der ver.di-Vorsit-
zende Frank Bsirske. Er geht davon
aus, dass die Selbstverwaltung aus
diesemDialoggestärkthervorgehen
werde.
Die Sozialwahlen sind Briefwah-

len.DieUnterlagenwerdenabEnde
April verschickt undmüssen ausge-
füllt spätestens bis zum 31.Mai 2017
wieder bei den entsprechenden So-
zialversicherungsträgernangekom-
men sein. Eine Ausnahme ist die
Barmer, hier ist der Wahltermin der
4. Oktober. Heike Langenberg

http://sozialversicherung.watch
Mehr Infos zur Sozialwahl:
www.sozialwahlen.verdi.de

Mehr Transparenzwagen
sozialwahl – ver.di-Kandidat/innen stellen sich im Internet den Fragen der Wählerscha
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Gesetz
„Für jedes Flugzeug ist
gesetzlich geregelt, wie
viele Flugbegleiter an
Bord sein müssen. Bei
Krankenhäusern wird das
dem wirtschaftlichen
Kalkül überlassen.“

Der Arzt und Autor Ulrich
Hildebrandt hat 22 Jahre
lang an städtischen und
universitären Kliniken gear-
beitet. Er spricht sich für
verbindliche Personalschlüs-
sel für Pflegekräfte aus.

... ist zu einem wichtigen
Thema für tarifliche
Regelungen geworden.
Nicht umsonst geht der
Betriebsrätepreis in
Bronze an die Interes-
senvertretung der N-
Ergie aus Nürnberg.
Auch dort wurde festge-
stellt, dass in den kom-
menden Jahren viele
Kolleg/innen in die Al-
tersrente gehen, es aber
an Nachwuchs fehlt –
und der Betriebsrat wur-
de aktiv. Jetzt hat ver.di
in der Energiewirtschaft
ein Ergebnis zu einem
Tarifvertrag Demografie
durchgesetzt. Verbind-
lich wurde festgelegt,
bei welchen Themenfel-
dern sie bei den Mit-
gliedsunternehmen der
Tarifgemeinschaft Ener-
gie gemeinsame Grund-
satzpositionen erzielen
will. „Mit diesem Tarifer-
gebnis ist der tatsächli-
che Einstieg in die The-
matik an sich und in
die Konkretisierung von
Maßnahmen gelungen“,
heißt es in einem ver.di-
Flugblatt. Ein erster,
aber wichtiger Schritt.

hla



Wenn es in den Beziehungen von
Politik und Medien bisher noch sta-
bile Reste an guten Sitten gegeben
hat – die selbsternannten Volkstri-
bune dieser Tage verderben sie voll-
ends. Die Trumps, Le Pens und Gau-
lands dieser Welt halten sich
Medienvertreter/innen–vonwegen
Vierte Gewalt im Staate – allenfalls
als Lautsprecher und Befehlsemp-
fänger und finden die Vorstellung
geradezu absurd, sich den Fragen
und Argumenten einer demokrati-
schenÖffentlichkeit stellenzusollen.
Viele ihrerKolleg/innenvondeneta-
bliertenParteienglänzenzwareben-
falls seit eh und je nicht gerade mit
offenen und ehrlichen Antworten
auf die Fragen der Zeit, aber sie
wahren doch immer noch ein biss-
chen Haltung.

vertrauter kasernenhofton
des neuen oberbefehlshabers

Die erste Pressekonferenz hingegen,
dieUS-AmerikaskünftigerPräsident
nach langenMonaten des Twitterns

gab, geriet unter fortlaufender
Beschallung durch den schon ver-
trauten Kasernenhofton des neuen
Oberbefehlshabers zu einem Stück
aus dem Panoptikum.
In good old Europe unterzog der-

weil der AfD-Europaabgeordnete
Marcus Bredzell die bundesdeut-
schenMedienredaktioneneiner Se-
lektion:DieGutensolltenteilnehmen
dürfenaneiner inKoblenz amDeut-
schen Eck geplanten Konferenz der
rechtsgerichteten EU-Fraktion na-
mens „Europa der Nationen und
der Freiheit” mit den Parteigenoss/
innen Geert Wilders und Marine Le
Pen als Stargästen. Und den Miss-
liebigen sollte die Akkreditierung
verweigert werden. Letztere Ehre
wurde u.a. allen öffentlich-rechtli-
chenRundfunkanstalten,dem„Han-
delsblatt" undeinzelnenVertreter/-
innenvon„Spiegel"und„FAZ“zuteil.
Selektionskriterium: Die Berichter-
stattung der nicht eingeladenen
Medien,sodasFachurteilderRechts-
radikalen,genüge„journalistischen
Grundsätzen nicht“.

Von Leuten dieses Schlages eine
„faire Akkreditierung“ zu fordern,
sie an das Grundrecht der Presse-
freiheit zu erinnern, dürfte wohl ein
wenig blauäugig sein.

trump- und afd-frei

SympathischdagegenderVorschlag
der Medienexpertin Brigitte Baetz,
die im „Deutschlandfunk“ mahnte:
„Ob Trump oder die europäischen
Rechtspopulisten, Journalisten dür-
fen sich nicht auf deren Spiel ein-
lassen. Sie müssen den Saal einer
Pressekonferenzverlassen,wennei-
nem der ihren – wie von Trump –
verbotenwird, Fragenzu stellen. Sie
dürfennichtvoneinerVeranstaltung
berichten, wenn das nicht auch
ihren Kollegen erlaubt wird. Nur so
wird gezeigt, dass in einer demo-
kratischenGesellschaftundemokra-
tischesVerhaltennicht toleriertwird.“
Und ein Trump- und AfD-freies Wo-
chenende wäre für das Publikum
doch vielleicht auch recht erholsam.

Henrik Müller

Preisvergleich
auf Reisen

(pm) Die Preise in insge-
samt 39 Ländern hat das
Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftliche Insti-
tut (WSI) der Hans-Böck-
ler-Stiftung verglichen.
Dabei geht es um Le-
benshaltungskosten,
Kosten für Hotels und
Restaurants, einzelne
Dienstleistungen sowie
alkoholische Getränke
und Tabakprodukte. Da-
mit will das WSI auch
Anhaltspunkte dafür ge-
ben, mit welchen Kosten
man bei Reisen rechnen
muss. Aufbereitet wur-
den die Ergebnisse auf
einer entsprechenden
Website im Rahmen des
WSI-Verteilungsmonitors,
auf der auch konkrete
Euro-Beispiele und Ku-
riositäten aus zahlrei-
chen Ländern zu finden
sind. Eins der teuersten
Länder ist weiterhin die
Schweiz, hier muss man
für vergleichbare Waren
und Dienstleistungen im
Vergleich zu Deutschland
rund 60 Prozent mehr
berechnen. Auch die
nordischen Länder, Ir-
land und Luxemburg
zählen eher zu den teu-
reren Reisezielen. Mit
Ausnahme von Luxem-
burg sind hier in erster
Linie allgemein hohe Le-
benshaltungskosten und
ein extrem hohes Preis-
niveau für Alkohol und
Tabak verantwortlich.
Die niedrigsten Lebens-
haltungskosten gibt es
in Mazedonien (45,3 Pro-
zent), Bulgarien (46,19),
Albanien (48,2) und Ser-
bien (48,5). Touristen
und Geschäftsreisende
können davon ausgehen,
dass sich das Preisniveau
der Hotels und Gaststät-
ten eng an den allgemei-
nen Lebenshaltungskos-
ten orientiert.
www.boeckler.de/wsi_
106250.htm

Umfassender Schutz gefordert
whistleblowing – Gewerkschaen für EU-weit geltende Regelungen
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(red.)DiegewerkschaftlichenDach-
verbände in Europa haben eine Pe-
tition initiiert, in der sie sich für den
SchutzvonWhistleblowerneinsetzen.
Whistleblower machen eine für die
Allgemeinheitwichtige Information
auseinemgeheimenodergeschütz-
tenZusammenhangöffentlich.Dazu
zählen unter anderem Korruption
oder Datenmissbrauch. Üblicher-
weise erfahren sie an ihremArbeits-
platz davon.
Oft riskieren sie einenhohenPreis

fürdieseOffenlegung. „Dochwhist-
leblowingkannvonentscheidender
Bedeutung sein, wenn es beispiels-
weise um die Aufdeckung von ille-
galen Aktivitäten und Korruption

geht, die gegen das öffentliche In-
teresse gerichtet sind und die Ge-
sundheit und Sicherheit gefährden.
Whistleblowing kann somit Leben,
Umwelt und Steuergelder retten“,
heißt es in der Petition. Daher
fordern die Initiator/innen, einen
umfassenden EU-weit geltenden
Schutz von Whistleblowern gesetz-
lich zu regeln. In denmeisten Fällen
sind davon die Rechte von Arbeit-
nehmer/innenbetroffen, allerdings
sollte der geforderte Schutz auch
für Nichtarbeitnehmer/innen ge-
währleistet sein.
Zu den Forderungen zählen:

• Wir fordern die Europäische Kom-
mission dringend auf, Vorschläge

für EU-weite Rechtsvorschriften zu
einem übergreifenden Whistleblo-
wer-Schutz vorzulegen, der alle be-
troffenen Gruppen und Tätigkeits-
bereiche abdeckt.
• Wir forderndenEuropäischenRat
auf, Initiativen zu unterstützen, die
einen EU-weiten Schutz von Whist-
leblowern gewährleisten.
• Wir fordern das Europäische Par-
lament auf, sich weiterhin für den
EU-weiten Schutz von Whistleblo-
wern einzusetzen und Initiativen zu
unterstützen, die den EU-weiten
Schutz vonHinweisgebern gewähr-
leisten.
https://whistleblowerprotection.
eu/de/

Die Folgen kontaminierter Kabinenluft
online-petition – ver.di kämp für Erhalt der bundesweit einzigen Sprechstunde

(red) Deutschlands einzige Sprech-
stunde fürOpfer vonkontaminierter
Kabinenluft an der Uni Göttingen
steht vor dem Aus. Seit Ende De-
zember können hier keine neuen

Patient/innen mehr angenommen
werden. Allein 2016 suchten viele
hundertPassagiereundBesatzungs-
mitglieder Hilfe in der Beratungs-
stelle.AusdiesemGrundunterstützt

die ver.di-Bundesfachgruppe Luft-
verkehreinePetitionbei change.org,
die drei Kolleg/innen ins Leben ge-
rufenhaben:www.change.org/Fu
meEventSprechstunde



Konsequenzen
statt Verfahren

Wie ist es um die Armut
und den Reichtum in un-
serem Land bestellt? Die-
ser Frage stellt sich die
jeweilige Bundesregie-
rung alle vier Jahre. Dass
es bei jeder Veröffentli-
chung Diskussion gibt,
ist eins der Ziele, die mit
den Berichten erreicht
werden sollen. Denn es
kann nicht nur darum
gehen, Fakten zu erhe-
ben, es muss auch da-
rum gehen, Konsequen-
zen daraus zu ziehen.
Und diese Konsequenzen
werden oft vermisst,
dass wird auch bei der
offiziellen Präsentation
im kommenden Frühjahr
nicht anders sein. Doch
ist es traurig, dass dann
meistens nur über das
Ob diskutiert wird, selten
über das Wie. Dann rü-
cken Verfahrensfragen in
der Vordergrund, wie
sind Daten erhoben und
vor allem, wie sind sie
gewertet worden von
den entsprechenden
Richtungen der Politik,
aber auch von Wissen-
schaft und gesellschaftli-
chen Gruppen, was ist
aus dem Bericht gestri-
chen oder umformuliert
worden. Aber das hilft
vor allen Dingen den Ar-
men in diesem Land
überhaupt nicht weiter...

(hla) Im Frühjahr soll der aktuelle
Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung vorgelegt werden.
Doch für Schlagzeilen sorgt er jetzt
schon. Denn Passagen über den po-
litischen Einfluss von Reichen und
Vermögendensollen imRahmender
ersten Kabinettsabstimmung ent-
schärft worden sein. Für das Bun-
dessozialministerium, das für den
Bericht verantwortlich ist, kein Pro-
blem. Der Berliner „Tagesspiegel“
zitiert dessen Sprecherin mit den
Worten: „Dass im Zuge dieses Sta-
diums Änderungen vorgenommen
werden, entspricht nicht nur dem
CharaktervonRessortabstimmungen,
es ist nachgerade ihr Ziel. Eshandelt
sich insofernumeinauch für andere
Berichte und Gesetzentwürfe übli-
ches Verfahren.“
Damit setze die Bundesregierung

die schlechte Praxis der Vorgänger-

regierungen fort,wissenschaftliche
Erkenntnisse aus demBericht zu til-
gen, wenn sie politisch nicht op-
portun erscheinen, kritisiert der Pa-
ritätische Gesamtverband in einer
Stellungnahme. Denn es ist nicht
das ersteMal, dass Änderungen für
Aufsehen sorgen. Alle vier Jahre be-
auftragt die Bundesregierung Wis-
senschaftler/innenmitderErstellung
des Berichts, immer wieder kommt
es zu Ärger um Änderungen. Doch
diesmal sollte alles transparenter
werden, sogar eine eigene Home-
pagewurde fürdenBerichtangelegt,
damit Zahlen, Daten und Fakten
nachvollziehbar sind.
Dennoch war die Liste der

Kritiker/innen lang. Anfang Januar
fand eine Verbändeanhörung zu
demvorliegendenEntwurf statt.Die
Caritas warf der Regierung vor, die
verdeckte Armut nicht ausführlich

genug zu behandeln. Erfahrungen
der von Armut Betroffenen fehlten
ganz.
Der Paritätische Gesamtverband

bemängelt darüber hinaus, dass
das aktuelle Ausmaß der Vermö-
gensungleichheit in Deutschland
nurunzureichendabgebildetwerde.
Der DGB vermisst – ebenso wie

andere Organisationen – konkrete
HandlungsempfehlungenfürdieZu-
kunft. Er fordert, dass auch gering-
fügige Beschäftigung der Sozial-
versicherungspflicht unterliegen
müsse und dass der Grundsatz von
Equal Pay in der Leiharbeit früher
greifenmüsse. JetztgehtderEntwurf
in die zweite Kabinettsabstimmung,
bevor der Bericht dann im Frühjahr
offiziell vorgestellt und weiter dis-
kutiert wird.
www.armuts-und-reichtums
bericht.de

Frage der Konsequenzen
armuts- und reichtumsbericht – Diskussionen bereits im Vorfeld der Veröffentlichung

(pm) ver.di zieht eine nüchterne Bi-
lanz des neuen Urhebervertrags-
rechts, das der BundestagMitte De-
zember verabschiedet hat. „Das
neue Gesetz hilft den Kreativen
kaum. Gewollt war ein Gesetz zur
Stärkung der Urheberinnen und Ur-
heber, doch davon ist wenig übrig
geblieben“, sagte der stellvertre-
tendever.di-VorsitzendeFrankWer-
neke.
Kritisch bewertet ver.di die kon-

kreten Regelungen zum Verbands-

klagerecht für Gewerkschaften und
Verbände, um stellvertretend für
Mitglieder die Einhaltung von Ver-
gütungsregeln vor Gericht zu er-
streiten. „Leider konnten sich die
Verwerter an vielen Stellen durch-
setzen, sodass das Verbandsklage-
recht auf ein Minimum beschränkt
wird“, sagte Werneke.
Mit Skepsis betrachtet er auch,

dass Urheber/innen nach zehn Jah-
ren ein Zweitverwertungsrecht bei
pauschalerVergütungerhalten.Po-

sitiv bewertet ver.di, dass Urheber/
innensowieausübendeKünstler/in-
nenkünftig jährlichundohneAnlass
Auskunft über die Nutzung ihrer
Werke verlangen dürfen. Der Aus-
kunftsanspruch erstreckt sich, so
eine Forderung von ver.di, auch auf
bestimmende Teile der Lizenzkette.
DerBundestaghatzudeminseiner

SitzungneueRegelnzurBeteiligung
von Verlegern an den Einnahmen
vonVerwertungsgesellschaftenbe-
schlossen.

Nüchterne Bilanz
urhebervertragsgesetz – ver.di kritisiert Regelungen zum Verbandsklagerecht

heike langenberg
ist die verantwortliche
redakteurin der
„ver.di news“
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Ein Tabu brechen
entgeltgleichheit – Gewerkschaen hoffen auf Änderungen im parlamentarischen Verfahren

(red.) DasBundeskabinett hatMitte
Januar ein Gesetz für mehr Lohnge-
rechtigkeitbeschlossen.Damitwur-
de das parlamentarische Verfahren
eingeleitet. Das Gesetz soll für Be-
triebemit mehr als 200Mitarbeiter/
innen gelten. Sie hätten dann einen
individuellen Anspruch über das ei-
gene Entgelt im Vergleich zu ent-
sprechenden Kollegen. „Das ist gut
undrichtig“, sagtdiestellvertretende
DGB-Vorsitzende Elke Hannack. Sie
begrüßt den Beschluss der Bundes-

regierung, schließlichmüssedasTa-
bu, über Gehälter zu sprechen, end-
lich gebrochen werden.
Allerdings hält Hannack den Ge-

setzentwurfnur fürein„erstesSignal“
inRichtungEntgeltgleichheit inden
BetriebenundDienststellen.Erblei-
be weit hinter den gewerkschaftli-
chen Forderungen zurück. Sie setzt
jetzt darauf, dass es im Bundestag
noch zu Änderungen kommt. So
hält sie es für wichtig, dass die Un-
ternehmenverpflichtetwerden, ihre

Entgeltpraxis zu überprüfen und
Benachteiligungensystematischab-
zubauen. Die Bundestagsabgeord-
neten solltendafür sorgen, dassbe-
triebliche Prüfverfahren zumindest
für Betriebe mit über 500 Beschäf-
tigten verbindlich vorgeschrieben
werden.
In Deutschland beträgt die sta-

tistische Lohnlücke zwischen den
Geschlechtern 21 Prozent, damit
zähltdasLandzudenSchlusslichtern
im EU-Vergleich.



(pm) Die Tarifabschlüsse des ver-
gangenen Jahres sahen in denmeis-
tenBranchenTarifsteigerungenzwi-
schen 1,5 und 3,0 Prozent vor, mit
einem Schwerpunkt um 2,5 Prozent.
Inden länger laufendenAbschlüssen,
die auch Anhebungen für 2017 vor-
sehen, bewegen sich die Steige-
rungsraten für das kommende Jahr
überwiegend zwischen 1,7 und 2,4
Prozent. Das zeigt die Tarifbilanz
desWSI-TarifarchivsderHans-Böck-
ler-Stiftung.
Damit haben die Tariflöhne und -

gehälter im vergangenen Jahr auch
real, also nach Abzug der Inflation,
spürbar zugelegt, um 1,9 Prozent
imDurchschnitt. Damit könnten, so
derLeiterdesWSI-Tarifarchivs,Rein-
hard Bispinck, die Beschäftigten
auch am Produktivitätsfortschritt
teilhaben.
Insgesamt schlossendieDGB-Ge-

werkschaften im vergangenen Jahr
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
rund 10,8MillionenBeschäftigteab.
DieLaufzeit beträgtdurchschnittlich
22,8 Monate.
Das Konfliktniveau fiel in der Ta-

rifrunde 2016 geringer aus als im
Vorjahr. Im ersten Halbjahr 2016
warennachSchätzungdesWSI rund
405 000streikbedingteAusfalltage
zu verzeichnen, im gesamten Jahr

2015 waren es rund 2 Millionen. Für
2017 rechnet das WSI mit der Fort-
setzung des moderaten Konjunktur-
aufschwungs. „Wichtig ist dabei,
dasseinekräftigeLohnentwicklung
weiterhin die Binnennachfrage

stützt. Das hat positive Effekte für
diekonjunkturelleEntwicklungnicht
nur in Deutschland, sondern über
eine verstärkte Importnachfrage
auch indeneuropäischenNachbar-
ländern“, sagt Bispinck.

Leitfaden für
Aufstiegsfortbildung

(GL) Das vor zehn Jahren
etablierte sogenannte
Meister-BAföG hat sich
als Aufstiegsfortbil-
dungsförderung bewährt.
Nach Angaben des Bun-
desbildungsministeriums
sind seitdem 1,5 Mio. Be-
rufstätige mit einem Ge-
samtvolumen von 6,3
Milliarden Euro gefördert
worden. Seit August
2016 ist mit einer Geset-
zesänderung der Kreis
der Berechtigten ausge-
weitet und der Leis-
tungsumfang erhöht
worden. Horst Marbur-
ger hat die aktuelle
Rechtslage in einem in-
formativen Leitfaden zu-
sammengefasst. Diese
Aufstiegsfortbildungsför-
derung richtet sich an
Berufstätige, die eine
Weiterbildung mit zertifi-
zierter Prüfung oberhalb
des Berufsausbildungs-
abschlusses anstreben,
beispielsweise eine der
zahlreichen Fachwirte-
fortbildungen, in hand-
werklichen Berufen den
Meister-Abschluss oder
in Gesundheitsberufen
diverse Spezialisierungen
wie Krankenpflege-Lehr-
kräfte. Der Leitfaden
gibt einen ausführlichen
Überblick über die För-
derarten als Zuschüsse
oder Darlehen, über die
soziale Absicherung und
über Fördervorausset-
zungen, wie beispiels-
weise die Mindestunter-
richtszeit von 400
Stunden in Voll- oder
Teilzeit, sowie die Krite-
rien für anerkannte
Maßnahmen und Träger.

horst marburger: fi-
nanzielle hilfen zur
beruflichen fortbil-
dung, walhalla verlag,
regensburg, 123 seiten,
12,95 euro,
isbn 978-3802940798

2,5 Prozentmehr in 2016
tarifabschlüsse – WSI zieht Bilanz der erreichten Lohnsteigerungen

ostdeutsche energiewirtschaft
– (pm) Für die rund 39 000 Beschäf-
tigten aus vielen ostdeutschen
StadtwerkensowievondortigenRe-
gionalversorgern fordert die ver.di-
Bundestarifkommission eine Stei-
gerung der Tabellenwerte um 5,0
Prozentab 1.März.DieAusbildungs-
vergütung soll um 150 Euro je Aus-
bildungsjahr steigen.Außerdemsol-
len die Bereitschaftsdienste besser
entlohnt werden, und Beschäftigte
mit Kindern sollen bei derenBetreu-
ung finanziell unterstützt werden.
Die Verhandlungen sollen am 23. Ja-
nuar in Halle beginnen.

papier,pappeundkunststoff ver-
arbeitenden industrie– (pm)Die
Löhne, Gehälter und Azubivergü-
tungen der rund 100 000 Beschäf-
tigten der Papier, Pappe und Kunst-
stoff verarbeitenden Industrie

steigen rückwirkend zum Jahresbe-
ginn um 2,1 Prozent.Weitere 2,1 Pro-
zent kommen ab 1. April 2018 hinzu.
Dieses Ergebnis erzielten ver.di und
derHauptverbandPapier-undKunst-
stoffverarbeitung (HPV) Anfang Ja-
nuar.

sana-kliniken–(pm)Einedeutliche
Aufwertung aller Tätigkeiten hat
sich ver.di zum Ziel für die Verhand-
lungen zum Konzerntarifvertrag für
die Sana-Kliniken gesetzt. Er gilt für
rund 10 000 Beschäftigte in 20 Kli-
niken der Sana-Kliniken AG, die
unter denGeltungsbereichdesKon-
zerntarifvertrags fallen.ver.di fordert
unter anderem rückwirkend zum
1. Januar eine lineare Anhebung der
Entgelteum6,0Prozent,mindestens
aber um 150 Euro monatlich. Die
Vergütung für Auszubildende soll in
allen Berufsgruppen und Ausbil-

dungsjahren um jeweils 150 Euro
monatlich angehoben werden.

privatesomnibusgewerbe– (pm)
ver.dihat indenTarifverhandlungen
im privaten Omnibusgewerbe mit
dem Arbeitgeberverband von Ba-
den-Württemberg ein Tarifergeb-
nis erreicht. Die Gehälter steigen in
zwei Stufen zum Januar 2017 und
2018 um 2,4 und 2,2 Prozent. Außer-
demsteigtdie Jahressonderzahlung
von derzeit 1316 Euro in mehreren
Schritten bis 2020 auf 1600 Euro an.
Zusammen mit dem Urlaubsgeld ist
damit bei denSonderzahlungendas
NiveaudesTvÖDerreicht. InHessen
kames imprivatenOmnibusgewerbe
Mitte Januar zu einem mehrtätigen
Streik, aber auch zu Solidarstreiks.
Damit unterstützten die Beschäftig-
tendiever.di-Forderungnacheinem
verhandlungsfähigen Angebot.

b u c h t i p p
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Kündigungsterminkalender Lohn und Gehaltsrunden 2017*
! Januar
Energiewirtschaftliche Unternehmen Hessen
(AVE Hannover), Energie Südwest

! Februar
Energie- und Versorgungswirtschaft Ost
(AVEU) mit IG BCE

! März
Einzelhandel Hessen, Saarland,
Baden-Württemberg
Groß- und Außenhandel
Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen
Versicherungsgewerbe
Öffentlicher Dienst Land Hessen
Genossenschaftlicher Großhandel
Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen

! April
Einzelhandel Schleswig-Holstein, Hamburg,
Niedersachsen, Bremen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Bayern
Groß- und Außenhandel Schleswig-Holstein,
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Hessen, Rheinland-Rheinhessen, Pfalz, Berlin,
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg,
Thüringen, Sachsen-Anhalt
Privates Versicherungsgewerbe
Genossenschaftlicher Großhandel
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hessen,
Brandenburg, Thüringen

! Mai
Einzelhandel Sachsen-Anhalt, Thüringen,
Sachsen

! Juni
Einzelhandel Berlin,
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft mit
IG BAU
Privates Verkehrsgewerbe Schleswig-Holstein
Öffentlicher Dienst, Sparten-TV „Nahverkehr“,
Berlin

! September
Privates Verkehrsgewerbe (Speditionen,
Güterverkehr) Sachsen
DAK-Gesundheit

! Oktober
Privates Verkehrsgewerbe Niedersachsen,
Hessen, Rheinland-Pfalz

! November
Energiewirtschaft Nordrhein-Westfalen
(GWE-Bereich), Energieversorgung Bayern

! Dezember
AOK, IKK classic, gesund plus Südwest,
Brandenburg, Berlin
Private Energieversorgung
Baden-Württemberg
Privates Verkehrsgewerbe (Speditionen und
Logistik) Berlin, Brandenburg
Medizinischer Dienst der Kranken-
versicherung, Medizinischer Dienst des
Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
(MDK/MDS)

QUELLE: WSI-TARIFARCHIV

*ausgewählte Tarifrunden aus dem ver.di- Organisations-
bereich; Kündigung jeweils zum letzten Tag des Monats



Zeitgleich
übertragen

Welche Forderungen
sind für die Beamt/in-
nen in der Tarif- und
Besoldungsrunde der
Länder 2017 besonders
wichtig?
In erster Linie die zeit-
und inhaltsgleiche Über-
tragung des Tarifab-
schlusses. Darüber wur-
de bei uns vor dem
Beschluss über die For-
derungen auch am meis-
ten diskutiert. In unse-
rer alljährlichen Weih-
nachtsbaumaktion vor
dem Finanzministerium
ging es auch vor allem
darum.

Aber es gibt noch
eine Besonderheit in
Niedersachsen?
Ja, und die spielt für uns
eine große Rolle: Wir ha-
ben die Landesregierung
und den Finanzminister
gerügt, weil es eine Vor-
festlegung gibt, die vor
Verhandlungsbeginn be-
sagt, dass die Besoldung
der Beamtinnen und Be-
amten zum 1. Juni 2017
um 2,5 Prozent steigt
und ein Jahr darauf um
weitere 2 Prozent. Das
ist ein Besoldungsdiktat
und keine Besoldungs-
runde. Damit will der
niedersächsische Finanz-
minister vorab Festle-
gungen für die Tarifrun-
de vornehmen. Das geht
nicht!

(cvz) Mitte Dezember war die Ent-
scheidung gefallen: Nach bundes-
weiten Diskussionen unter den
Mitgliedern beschloss die ver.di-
Bundestarifkommission die Forde-
rungen für die diesjährige Tarif- und
Besoldungsrunde der Länder. Es
geht um Verbesserungen im Ge-
samtvolumen von 6 Prozent. Dazu
gehören eine soziale Komponente
in Form eines Sockel- oderMindest-
betrags, die Einführung der Stufe 6
in den Entgeltgruppen 9 bis 15 und
strukturelle Verbesserungen in der
Eingruppierung der Beschäftigten.
Der neue Tarifvertrag soll ein Jahr
laufen. Die Bezahlung der Beschäf-
tigten im Sozial- und Erziehungs-
dienst der Länder und der Beschäf-
tigten in der Pflege soll an die der
Kommunen angeglichen werden.
Für die Azubis werden 90 Euro

mehr pro Monat, mehr Urlaub und
dieÜbernahmenachderAusbildung
gefordert. Die schulischen Ausbil-

dungsgänge, zum Beispiel in den
GesundheitsberufenwieMTA,sollen
indieTarifverträgeeinbezogenwer-
den. Auch den Ausschluss sach-
grundloser Befristungen will ver.di
durchsetzen.

einleuchtende forderung

Der ver.di-VorsitzendeFrankBsirske
bezeichnete die Forderung des Ge-
samtvolumens von 6,0 Prozent als
„einleuchtend“. Damit werde ein-
erseits dem Bedarf nach Erhalt der

WettbewerbsfähigkeitRechnungge-
tragen und „andererseits die Ein-
kommensschere nicht weiter geöff-
net“. Eine deutliche Erhöhung der
Einkommen sei problemlos finan-
zierbar, da die Steuereinnahmen für
den Gesamtstaat wie für die Länder
bis zum Jahr 2020 deutlich stärker
wachsen.
Die Tarifverhandlungen mit der

Tarifgemeinschaft der Länder wer-
den für rund eine Million Tarif-
beschäftigte und 40 000 Auszubil-
dende geführt. ver.di ist die Ver-
handlungsführerinaufder Seiteder
Gewerkschaften, verhandelt wird
gemeinsam mit den DGB-Gewerk-
schaften GdP, GEW und IG BAU.
EineVerhandlungsgemeinschaftbe-
steht mit dem dbb beamtenbund
und tarifunion. ver.di fordert, dass
die Verhandlungsergebnisse zeit-
und inhaltsgleich auf die Beamt/in-
nenundVersorgungsempfänger/in-
nen übertragen werden.

Tarifrunde in den Startlöchern
öffentlicher dienst länder – ver.di fordert Verbesserungen von insgesamt 6 Prozent

(pm) In einigen Tarifgebieten gibt
es für die Beschäftigten des Wach-
undSicherheitsgewerbesbereitsAb-
schlüsse. In NRW, Baden-Württem-
bergundBayernkonntever.didurch-
setzen, dass kein Lohn mehr unter
zehn Euro pro Stunde gezahlt wird.
Auf diesen Wert wurde der Stun-
denlohnfürdieuntersteLohngruppe
festgesetzt. Allerdings gilt diese
Lohnuntergrenze ab unterschiedli-

chen Zeitpunkten: In Baden-Würt-
temberg bereits seit dem 1. Januar,
in NRW ab 1. Februar, in Bayern al-
lerdings erst ab November kom-
menden Jahres.
In NRW erhöhen sich die Löhne

und Gehälter der rund 50 000 Be-
schäftigten indenunterschiedlichen
Lohngruppenum4,7 bis zu 12,0 Pro-
zent. Vom 1. Januar 2018 an werden
die Nacharbeitszuschläge auf 10

Prozent erhöht, außerdem steigt
der Mindestanspruch der monatli-
chen Arbeitszeit auf 173 Stunden.
Erstmals aufgenommen wurde die
Eingruppierung für Beschäftigte in
Flüchtlingsheimen.
In Bayern steigen Löhne um bis

zu 9,2 Prozent, die Azubi-Vergütun-
genum50EuroproMonat undAus-
bildungsjahr, jeweils zum 1. Januar
2017 und 2018.

matthias schrade ist
geschäftsführer des
gesamtpersonalrats
der landeshauptstadt
hannover und beraten-
des mitglied der ver.di-
bundestarifkommission

i n t e r v i e w

5t a r i f & b e t r i e b
··············································································································· ver.di news 1 · 21. Januar 2017

Tarif- und
Besoldungsrunde 2017
Verhandlungsrunden: 18. Januar (nach
Redaktionsschluss dieser Ausgabe der
„ver.di news“), 30./31. Januar und 16./
17. Februar
Aktuelle Informationen auf der Kam-
pagnenwebsite www.troed.verdi.de

Mindestens 10 Euro
wach- und sicherheitsgewerbe – Erste Abschlüsse in einigen Bundesländern

Tarifflucht undBehinderung der Betriebsratsarbeit
der schwarze freitag – Aktion Arbeitsunrecht prangert Missstände bei Median an

(red.) Am Freitag, dem 13. Januar
hatte die Aktion Arbeitsunrecht zu
zahlreichen Aktionen rund um Me-
dian-Kliniken aufgerufen. Median
betreibt bundesweit 120 Einrichtun-
gen und beschäftigt 15 000 Men-
schen. Unter anderem wirft die Ak-
tion dem Konzern flächendeckende
Tarifflucht, Behinderung von Be-
triebsratsarbeit, Ignorieren von Ur-
teilen,systematischeDesinformation
derBelegschaften,denAufbaueiner
gelben Konzerngewerkschaft und

die willkürliche Schließung von ein-
zelnen Häusern vor.
Da diese Politik durch den nieder-

ländischen Investmentfond Water-
land vorgegeben wird, dem der
Konzern seit Ende 2014 gehört, fand
vor der Zentrale in Düsseldorf eine
Vampir-Demo statt. Dabei wurde
derNegativ-Preis „DerblutigePfahl“
verliehen. Auch vor dem Büro der
Wirtschaftskanzlei BeitenBurkhard
inFrankfurt/Mainwurdeprotestiert.
Die Aktion Arbeitsunrecht hat sich

ebenfalls an die Deutsche Renten-
versicherung gewendet, ein wich-
tiger Median-Vertragspartner.
Bereits zum vierten Mal hat die

AktionaufmieseZuständeaufmerk-
sam gemacht. Gewählt werden die
„Preisträger“ für die Aktionen, die
jeweils an einem Freitag, dem 13.
stattfinden, vorab in einer Online-
Abstimmung.
https://aktion.arbeitsunrecht.de
/de/freitag13/Januar2017/medi-
an



(dgb-rs/hem)EineNachzahlungvon
20 700 Euro Arbeitslohn hat eine
junge Journalistin vor dem Landes-
arbeitsgericht Berlin/Brandenburg
(LAG) erstritten, die zuvor zehnMo-
nate lang bei einer Modezeitschrift
als „Redaktionspraktikantin“ be-
schäftigtwar.ÜberdenFallberichtet
der DGB-Rechtsschutz: Bei einem
Praktikum stehe der Ausbildungs-
zweck im Vordergrund. Nehme der
Praktikums-Geber hingegen eine
reguläre Arbeitsleistung ab, liege
ein Arbeitsverhältnis vor, das mo-
natlicheLohnansprücheeinschließe.
DGB-RechtsschutzsekretärinMargit
Körlings: „Wenn der Arbeitgeber
nur ein Praktikums-Salär zahlt, das
auch noch zwei Drittel unter dem
üblichen Lohn liegt, dann ist das
Wucher, dann muss er kräftig nach-
zahlen.“
Die Studentin des Fachs „Mode-

journalismus“ hatte sich kurz vor
Abschluss ihres Studiums um das
Praktikum beworben, das laut Ver-
trag dem Erwerb von Erfahrungen
und Kenntnissen dienen und ein

Jahr dauern sollte. Die tägliche
„Ausbildungszeit“ sollte bei min-
destens [sic!] acht Stunden liegen,
die monatliche Vergütung bei 400
Euro.DiePraktikantinhatte jährlich
25 Urlaubstage, bei Arbeitsunfä-
higkeitmusste sie eine ärztlicheBe-
scheinigung vorlegen. Die Klägerin
arbeitete in dem Verlag aber wie
eine Redakteurin, verfasste kurze
Texte und Produktbewertungen für
das Magazin, redigierte Texte ihres
Ausbilders.

für 400 euro wie eine
redakteurin „praktiziert“

ZudemschriebsieTexte fürdiePrint-
und die Online Ausgabe, wirkte bei
der Gestaltung und Pflege des In-
ternetauftritts mit, organisierte ei-
genständigFotoshootingsundführte
– auf sich allein gestellt – auch Pro-
motions-GesprächefürdieZeitschrift
mit potenziellen Kunden. Eine Be-
treuung und Ausbildung durch den
beklagten Verlag habe nicht statt-
gefunden, sodie„Praktikantin“.Der

Ausbildungszweck sei völlig in den
Hintergrund getreten. Der Verlag
stritt die Vorwürfe ab.
Das Landesarbeitsgericht ent-

schied, dass zwischen der Klägerin
und der Beteiligungsgesellschaft,
die dasMagazin herausgibt, ein Ar-
beitsverhältnisbestandenhabe.Die
Vergütungsvereinbarung im Prakti-
kumsvertrag sei wegen Sittenwid-
rigkeit im Sinne des Paragrafen 138
des Bürgerlichen Gesetzbuches
(BGB) nichtig. Ein sittenwidriges,
wucherähnliches Geschäft liegt vor,
wenn Leistung und Gegenleistung
in einemkrassenMissverhältnis zu-
einander stehen, erläutert DGB-
Rechtsschutzsekretärin Körlings.
Das LAG sprach der Klägerin für

die Zeit ihres sogenannten Prakti-
kums die „verkehrsübliche“ Bezah-
lung einer Arbeitnehmerin zu. Ein-
schlägig und üblich war in diesem
FalldieEntlohnungnachdemver.di-
Gehaltstarifvertrag für Redakteu-
rinnen und Redakteure an Zeit-
schriften.
Aktenzeichen: 6 Sa 1787/15

Das RiFlEtikettG ist
in § 10 unvereinbar
mit der Verfassung

(hem/KU) Das Bundes-
verfassungsgericht in
Karlsruhe hat – laut
einem Bericht der Inter-
netplattform www.kos
tenlose-urteile.de – be-
schlossen, dass die
Strafvorschrift in § 10
Abs. 1 und 3 RiFlEtikettG
mit den verfassungs-
rechtlichen Bestimmt-
heitsanforderungen (Art.
103 Abs. 2 in Verbindung
mit Art. 104 Abs. 1 Satz 1
GG sowie Art. 80 Abs. 1
Satz 2 GG) unvereinbar
und demzufolge nichtig
ist. „RiFlEtikettG“? Nie
gehört? Na, das ist doch
das Rindfleischetikettie-
rungsgesetz, genauer:
das bundesdeutsche
„Gesetz zur Durchfüh-
rung der Rechtsakte der
Europäischen Gemein-
schaft über die besonde-
re Etikettierung von
Rindfleisch und Rind-
fleischerzeugnissen und
über die Verkehrsbe-
zeichnung und Kenn-
zeichnung von Fleisch
von bis zu zwölf Monate
alten Rindern […] in der
Fassung des Zweiten
Gesetzes zur Änderung
des Rindfleischetikettie-
rungsgesetzes vom
17. November 2000 (Bun-
desgesetzblatt I Seite
1510)“. Hat sogar einen
eigenen Wikipedia-Ein-
trag. Und wer gegen die-
ses RiFlEtikettG verstößt,
kann sogar ins Gefäng-
nis gesteckt werden.
Aber das Landgericht
Berlin konnte „nicht hin-
reichend klar erkennen“,
welche Verstöße denn
nun geahndet werden
sollen, und hat vor-
sichtshalber in Karlsruhe
nachgefragt. Die Ant-
wort von dort würde ein-
einhalb Ausgaben von
„ver.di NEWS“ füllen.
Aktenzeichen:
2 BvL 1/15

6 r e c h t & r a t
ver.di news 1 · 21. Januar 2017··························································································································································

Gericht ahndet Ausbeutung
urteil – Praktikantin erstreitet Bezahlung nach dem Tarif für Zeitschrien-Redaktionen
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a u c h d a s n o c h

berufsbildungsgesetz–(GL)Rund
1,5Mio. jungeMenschenabsolvieren
eine Berufsausbildung. Ihre recht-
lichen Grundlagen findet sie in dem
etwa 100 Paragrafen umfassenden
Berufsbildungsgesetz (BBiG). Es hat
2005 ein veraltetes, seit 1969 gel-
tendesBerufsbildungsrechtabgelöst.
Die vorliegende aktuelle Kommen-
tierung nimmt sich des gesamten
Berufsbildungsrechts an und ist da-
mit eine kompetente Arbeitshilfe
für Betriebs- und Personalräte wie
auch für die Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungen (JAV).
Behandelt werden Aspekte von A

wie Ausbildungsvertrag über K wie
Kündigungsschutz zu Ü wie Über-
nahme(nachderAusbildung);dabei
wird ebenso auf die Mitbestim-

mungsrechte des Betriebsrats hin-
gewiesen wie auf Prüfungsmodali-
täten.AngesichtsqualitativerMän-
gel in vielen Ausbildungsbetrieben
gehendieKommentatorenausführ-
lich auf die Eignung der Ausbil-
dungsstätte und des Ausbildungs-
personals ein.
Sie informieren außerdem über

die Wirkweise der sogenannten zu-
ständigen Stellen, etwa der Berufs-
bildungsausschüsse oder des Bun-
desinstitut für Berufsbildung.
Hilfreich ist außerdemdieKurzkom-
mentierung zum Jugendarbeits-
schutzgesetz.DieserKommentar ist
ein wichtiges Arbeitsmittel in alle
Interessenvertretungen inBetrieben
und Verwaltungen, in denen aus-
gebildet wird.

thomas lakies, annettemalottke,
kommentarfürdiepraxis, bund-
verlag, frankfurt/main,5.auflage,
876 seiten, 89,90 euro, isbn 978-
3766365095

praxis der jav von a bis z – (pm)
Die Aufgaben und Rechte der JAV
undderenZusammenarbeitmitdem
Betriebsrat zu mehr als 140 Stich-
wörtern, auch zu Themen der Be-
rufsausbildung.
gün, haggenmiller, lenz, luik,

ratayczak, ressel, schmitzer, das
lexikon für die arbeit der ju-
gend- und auszubildendenver-
tretung – mit onlineverlänge-
rung. bund-verlag, frankfurt/
main, 577 seiten, 9. auflage, 49,90
euro, isbn 978-3766365170

teilzeit ist nicht „einstweilig”
durchsetzbar – (bs) Ein Arbeit-
nehmer, der seine Vollzeitstelle we-
gen der für ihn ungünstig fallenden
ÖffnungszeitenderKindertagesstät-

te seiner Tochter auf Teilzeit redu-
zierenmöchte, muss –wenn der Ar-
beitgeber „dringende betriebliche
Gründe” dagegen vorbringt – den
normalen Rechtsweg einschlagen

undkannseinAnliegennichtmittels
einstweiligerVerfügungdurchsetzen.
So entschieden vom Landesarbeits-
gericht Niedersachsen.
Aktenzeichen: 6 SaGa 332/16)



Gewerkschaft
leben

Wie wirbst du?
Ich lebe die Gewerk-
schaft, ich bin immer in
gewerkschaftlichen Ge-
sprächen. Dabei schaffe
ich Vertrauen, das ist die
Basis, dann treten die
Kolleginnen und Kolle-
gen ein. Ich bin ständig
für sie da. Ich gehe mit
ihnen zum Chef. Oder
zum Betriebsrat – ich bin
auch Betriebsratsmit-
glied. Ich kümmere mich
um die Kollegen. Unser
Betrieb ist sehr groß, da
kann es schon mal sein,
dass von anderen Lägern
Beschäftigte zu uns kom-
men. Dann frage ich
auch die: Bist du schon
Mitglied? Ich erkläre ih-
nen: Du hast Arbeits-
rechtsschutz, eine Un-
fallversicherung, und
wenn du Bildungsurlaub
machst, hast du deinen
Beitrag schon doppelt
raus.

Was ist dein bestes
Erfolgserlebnis?
Mein schönstes Erlebnis
war, dass wir einen Be-
triebsrat in der Zentrale
des Unternehmens grün-
den konnten.

Zukunftswünsche?
Dass nicht so viele
Firmen Tarifflucht bege-
hen, denn das gefährdet
unser Sozialgefüge.

(ml) ver.di hatte zum Jahresende
2 011 950Mitgliederunddamit26 688
Mitglieder weniger als im Vorjahr.
Während im Jahr zuvor die Mit-
gliederverluste noch aufgrund von
Tarifauseinandersetzungen bei den
Sozial- undErziehungsdienstenund
bei der Post auf eine „rote Null“ be-
grenzt werden konnten, führte die
Eintrittsentwicklung imZusammen-
hang mit den Tarifrunden 2016 und
derbetrieblichenAlltagsarbeitnicht
dazu, die Verluste gegenüber den
Vorjahren zu reduzieren.
Insgesamt hat ver.di im letzten

Jahr 106 973 neue Mitglieder ge-
wonnen, konnte aber das Niveau
der Eintrittsentwicklung im Jahr
2015und inden Jahrenmitgrößeren
Tarifauseinandersetzungen nicht
halten. Verloren hat ver.di im ver-
gangenen Jahr 134 587 Mitglieder.
Mit realisiertenBeitragseinnahmen
von 459,7 Millionen Euro erzielte
dieGewerkschaft trotzdemdasbeste
Ergebnis seit ihrer Gründung.
Erfreulich ist die seit acht Jahren

erfolgreiche Entwicklung bei den
erwerbstätigen Mitgliedern. Hier
lag die Zahl der Eintritte erneut mit
101 926 über der Zahl der Austritte
von 90 744.
50,81Prozentaller Eintrittewaren

im letzten Jahr Frauen, 54 356 neue
Mitglieder.Damit istdieFrauenquote
erneut leicht gestiegen und liegt

jetztbei52,09Prozent.Zudemwaren
33 580Senior/innenEnde2016ver.di-
Mitglied, das macht einen Anteil
von 16,67 Prozent.

jugend als schwerpunkt

Der Anteil der ver.di-Jugend, Mit-
glieder unter 28 Jahren, scheint seit
2013 mit über 110 000 Mitgliedern
stabil. In 2016 waren es 112285 Mit-
glieder und damit geringfügig we-
niger als im Jahr zuvor mit 114495
Mitgliedern. 14201 Auszubildende
konnten als ver.di-Mitglied gewon-
nenwerden und damit wieder mehr
als in den beiden Vorjahren. Der Be-
stand ist trotzdem geringfügig von

29383auf29144Mitgliedergesunken.
Die Werbung junger Menschen soll
auch in diesem Jahr wieder einen
wichtigen Stellenwert in der ver.di-
Arbeit bekommen.
Drei Fachbereichekonnten imver-

gangenen JahreinenabsolutenMit-
gliederzuwachsrealisieren:Gesund-
heit, SozialeDienste,Wohlfahrtund
Kirchen(FB3),Bildung,Wissenschaft
und Forschung (5) sowie Besondere
Dienstleistungen (13). Kein Landes-
bezirk konnte eine positiveMitglie-
derentwicklung erreichen. Und nur
der Bezirk Sachsen-Anhalt-Süd
konntemit einerNettoveränderung
(ohne Wechsler) von 0,38 Prozent
mehr Ein- als Austritte verzeichnen.

Mehr Frauen eingetreten
mitgliederentwicklung – Die Beitragseinnahmen sind erneut gestiegen

ralf klose
arbeitet im einzel-
handel in gronau

i n t e r v i e w
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DIFFERENZ VON EIN- UND AUSTRITTEN AUFGRUND VON STATISTISCHEN SONDERFÄLLEN
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Studiumauch ohneAbitur
europäische akademie der arbeit – Bewerbungsschluss bei ver.di Ende März 2017

(red.) Engagierte junge ver.di-Kol-
legen/innen haben auch in diesem
Jahr wieder die Möglichkeit, sich
fürdaselfmonatigeVollzeit-Studium
an der Europäischen Akademie der
Arbeit (EAdA) zu bewerben. Ziel der
EAdA ist es, begabten und qualifi-
zierten Beschäftigten eine akade-
mische Ausbildung ohne Abitur zu
ermöglichen.
Das Studiumbietet einewertvolle

Grundlage für:
• eine fundierte und kompetente
Interessenvertretung von Arbeiter-
nehmer/innen in Betrieben und in
derpolitischverfasstenGesellschaft.
• eineberuflicheoderehrenamtliche
Tätigkeit in Gewerkschaften, öf-
fentlichen Institutionen, Verwal-

tungen,Non-Profit-Organisationen
und Verbänden.
Voraussetzung fürdieBewerbung

ist eine mindestens dreijährige
ver.di-Mitgliedschaft und eine ab-
geschlosseneBerufsausbildungoder
eine vergleichbare dreijährige Be-
rufserfahrung, idealerweise auch
verbunden mit Engagement in der
betrieblichen Interessenvertretung.
Bewerber/innen sollten zwischen 21
und35 Jahrenaltundgewerkschaft-
lich aktiv sein.
Der nächste Studiengang an der

EAdA startet im Oktober. Die zwei-
tägigeAufnahmeprüfung findetEn-
de Juni/Anfang Juli 2017 in der IG
BAU-Bildungsstätte in Steinbach
(Taunus) statt.

EineDirektbewerbung bei der EAdA
istmöglich.Bewerber/innen,dieein
Stipendium in Anspruch nehmen
und auch von ver.di finanziell un-
terstützt werden wollen, brauchen
eine schriftliche Stellungnahme
durch ihreörtlichever.di-Gliederung.
Die kompletten Bewerbungsunter-
lagen müssen dann spätestens bis
Ende März 2017 im Bereich Strate-
gische Personalentwicklung beim
ver.di-Bundesvorstand vorliegen.
Fragen rund um das Bewerbungs-
undAuswahlverfahrenbeantwortet
Regina Zimmerling, Tel. 030/6956-
1514, E-Mail regina.zimmerling@
verdi.de.
Mehr InfoszumStudiengangunter

www.akademie-der-arbeit.de



Vergütung
„In den meisten Fällen
könnte man die Rente

komplett streichen,
weil die schon so viel
verdient haben, dass
die das Geld gar nicht

ausgeben können.“

Heinz Evers, „Vergü-
tungsberater“ von bör-
sennotierten Unterneh-
men, wundert sich im

„Tagesspiegel“ über die
Pensionen für Spitzen-

manager

Die Kollegin Petra Hehl ist Anfang
Dezember im Alter von 53 Jahren
verstorben. Erst seit dem 1. Juli 2016
war sie als Mitarbeiterin im Sekre-
tariat imFachbereichMedien,Kunst
und Industrie der ver.di-Landesbe-
zirksverwaltung Baden-Württem-
bergmit Sitz inStuttgartbeschäftigt.
Einen Monat später übernahm sie
alsKrankheitsvertretungzusätzliche
weitere Aufgaben in der Landes-
rechtsabteilung.
„Wir verlieren mit Petra Hehl eine
engagierte, motivierte und liebens-
werte Kollegin. Schnell haben wir
sie durch ihre offene Art schätzen
und mögen gelernt. Viel zu früh
müssen wir Abschied nehmen. Wir
sind dankbar, sie bei uns gehabt zu
haben und werden sie in liebevoller
Erinnerungbehalten“, heißt esdazu
ineinemNachruf des ver.di-Landes-
bezirks.

Steuern. Jeder zahlt sie. Jeden Tag.
Sei es beim Einkauf, beim Tanken,
beim Einkommen. Und so werden
siezueinemgerndiskutiertenThema.
Denn die meisten halten ihre Steu-
erbelastung für zu hoch, viele, egal
ob mit geringem oder hohem Ein-
kommen, antworten sofort mit Ja,
wenn sie gefragt werden, ob sie
Steuern sparen wollen. Allerdings
gelingt dasmeist den Vermögenden
besser, für sie gibt es oft mehr
Schlupflöcher.
Steuerpolitik ist auch ein Dauer-

brenner im Wahlkampf. Die einen
punkten mit versprochenen Steuer-
senkungen, diejenigen, die auf not-
wendigeSteuererhöhungenhinwei-
sen, werden abgestraft.
Dochwasmacht der Staatmit die-

sen Einnahmen? „Die Steuern sind
das Geld für die Gesellschaft“, sagt
Stefan Bach vomDeutschen Institut
fürWirtschaftsforschung.Mit ihnen
werdenöffentlicheDienstleistungen

finanziert.Dazuzähltdie Infrastruk-
tur ebenso wie Bildung, Polizei und
Gesundheitsangebote.Bachhatsich
mit seinem Buch auf 251 Seiten zur
Aufgabe gemacht, das deutsche
Steuersystem zu analysieren, zu
schauen, was funktioniert und was
nicht. Dabei will er Mythen und
Fehleinschätzungen aufzeigen, Ar-
gumente liefern. Es ist ein waghal-
siges Unterfangen auf diesen we-
nigen Seiten.
Dennoch liefert das Buch einen

ersten Überblick über diese kompli-
zierte Materie. Knapp 700 Milliar-
den Euro hat der Staat 2015 an Steu-
ern eingenommen, mit rund 30 bis
40 verschiedenen Steuern, direkte
und indirekte. Aufgeteilt wird das
Geld auf Bund, Länder und Gemein-
den. Hinzu kommt, dass es häufig
nicht transparent scheint, wer wel-
che Steuern zahlt und wofür das
Geld ausgegebenwird. Gleichzeitig
schaut sich Bach die verschiedenen

politischenRichtungenan, indenen
fürundgegenSteuernargumentiert
wird.
Auffällig für ihn ist, dass viele

rechtskonservative und rechtspo-
pulistische Bewegungen, die sich
teilweise recht rabiat gegen Staat
und Steuern in heutiger Form aus-
sprechen, oft von Bürger/innen der
unteren Mittelschicht unterstützt
werden. „Diese sollten eigentlich
ein Interesse daran haben, dass die
ReichenwiederhöhereSteuern zah-
len,damit sieselbstentlastetwerden
und die vernachlässigten öffentli-
chen Leistungenwieder besserwer-
den“, schreibt Bach.
Für ihn ist als Fazit klar, dass die

Steuern indennächstenJahrzehnten
eher steigen müssen. Allerdings sei
es dabei wichtig, „die Strukturen
des Steuersystems und der Staats-
ausgaben weiterzuentwickeln, um
die effizient und gerecht zu gestal-
ten“. Heike Langenberg

stefan bach:
unsere steuern.
wer zahlt?
wie viel? wofür?,
westend-verlag,
frankfurt/main,
251 seiten, 18 euro,
isbn 978-3864890833

Derver.di-BereichRechtundRechts-
politik lädt für den 24. Februar zu
einem Update Arbeits- und So-
zialordnungein.OlafDeinert stellt
dabei die gesetzlichen Neuerungen
im Arbeits- und Sozialrecht vor. Die
Veranstaltung richtet sich an den
gewerkschaftlichen Rechtsschutz,
die Fachbereiche, andere Quer-
schnittsbereiche und auch an inter-
essierte Mitglieder, insbesondere
Personal- und Betriebsräte. Mehr
Infos bei ver.di b+b, Annette Risau,
E-Mail risau@bb.verdi-bub.de
ZumviertenMalveranstaltetver.di

gemeinsam mit IG Metall, IG BAU
und NGG eine Konferenz für Be-
triebsrät/innenausdemFacilityma-
nagement. Sie findet am 21. und 22.
März in Berlin unter dem Motto
Grenzenlos flexibel statt. Im Mit-
telpunkt stehen die beiden Themen
Arbeitszeit sowie Leiharbeit und

Werkverträge. Mehr Infos: https://
besondere-dienste.verdi.de/service/
veranstaltungen
Das ver.di-Forum Nord bietet ein

neuesSeminar-KonzeptzurBetriebs-
räteschulungan.DieBetriebsrats-
Fabrik findet vom 3. bis 7. April
in Büdelsdorf bei Rendsburg statt.
Dabei wird eine Lernsituation
anhand eines real gestalteten Ar-
beitsumfeldsgeschaffen, somit sol-
lendieTeilnehmendenunternahezu
„echten”betrieblichenBedingungen
geschult werden, die einen starken
Praxisbezugschaffen.Schwerpunkte
sind Rollenklarheit, Rhetorik, be-
triebliche Öffentlichkeitsarbeit,
rechtlicheHandlungsstrategien so-
wie das frühzeitige Erkennen von
Veränderungen imBetrieb.Begleitet
werden die Teilnehmenden dabei
von vier Fachreferent/innen. Mehr
Infos: www.verdi-forum.de

Effizient und gerecht
– Steuern müssen in den nächsten Jahrzehnten eher steigen
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